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DieSiedlungs -undKleingartenzone .UnterdemDruckderLebensmittel -¬
knappheit erlangte die Kleingartenbewegungin Wieneine ungeahntevolks - ¬
wirtschaftliche Bedeutung ,Im Laufe der letzten Jahre wurden imStadt - ¬

gebietvieletausendeQuadratmeterbrachliegendenoderunzulänglichbe-¬
nutzten Landes in Kleingärten umgewandelt .Diese Kleingärten wurden in

einer Zeit der grössten durch den Krieg verursachten Not errichtet und
damals meinte manallgemein ,das diese Grundflächen nurvorübergehend
für Anbauzweckedienenwerden .Manhat daher keinerlei Gewichtauf
irgendeine Auslese unter diesen Grundstückengelegt und esentstanden
Kleingartenanlagensowohlauf parzellierten Baugründen ,an bereitsaus- ¬
gebauten Strassen und in unmittelbarer Nachbarschaft vonHochbauten ,
als auchaufunparzellierten ,abernochnichtstadtmässigzugänglichge-¬
machtemBauland ,auf künftigen Strassengründen und noch nicht gärtnerisch
ausgestalteten Platzflächen ,auf vielen GrundstückenimWald -undWiesen-¬
gürtel undimUeberschwemmungsgebiet.Esist jetzt abersicher ,daßes
sich bei diesenKleingärtennicht umzeitweilige ,bald wiedefverschwin¬
dendeErscheinungenimStadtbildehandelt ,sonderndasswidleKleingar-¬
tenanlagensehr langebestehenwerden .EsmußauchdasInteresseder
Allgemeinheitberücksichtigtwerden ,das teilweise durchdieKleingarten-¬
bewegunggelitten hat .Leider zeigen heute nochvieleKleingartenanlagen
ein schönheitlichunbefriedigendesBild .Einerder berühmtenHauptvorzü¬
ge von Wien ,seine prächtige landschaftliche Umgebungist gefährdet ,
wennnicht versuchtwird ,die Kleingartenanlagenvondenhässlichenund
ungeordnetstehendenHüttenwerkzusäubernundKleingartenbautenauf
jenenGebietenzu verhindern ,wohinsie imInteresse dererholungssuchen-¬
Bevölkerung nicht gehören .Es ist unmöglich ,daß auf die Dauernotwen - ¬

digeTummel-undSpielplätzefür Kinder ,derPraterunddie Flurendes
Wald -und Wiesengürtels durch Kleingärten der Allgemeinheit entzogenwer- ¬
den .Es liegt sowohlimöffentlichen Interesse ,wie auchimInteresse

derKleingärtner,wenndieplanloseAusgestaltungderKleingartenanla-¬großengen eingedämmt wird ,eine Anschauung ,die sich auch bei der Masse
der Kleingärtner bereits durchgesetzt hat .In einer gemeinsamenSitzung
der Gemeinderatsausschüsse für Wohnungswesenund technische Angelegen¬
heiten wurdegesternüberRichtlinienbei BauaufführungeninKleingär-¬
ten ,über die bauliche Ausgestaltungvon Kleingartenanlagen und dieFest - ¬
setzung einer Kleingarten -und Siedlungszone für Wienberaten .DieRicht - ¬

linien haben eine besondere Bedeutungfür die baulicheEntwicklung
Wions und werden auch den Gemeinderat beschäftigen .Nach diesen Richt - ¬
linien darf die Ausgestaltung einer Kleingartenanlage nur dannerfolgen ,

wenndie Gemeindedie Plänegenehmigthat .DievonKleingärtnernbesetz-¬
ten oder zu besetzenden Gebiete werden in Kleingartenbauklassen einge - ¬

teilt .Sobalddie Unterlagenfür diese Plänefertig sind ,wirdderAuf-¬
schliessungsplan verfasst werden ,Da bei den Bauführungen in den Klein - ¬
gärten meist die Vorschriften der Bauordnungnicht beachtet werden ,was

auch viele Nachteile für die Kleingärtner selbst mit sich bringt ,soll
auchhier einheitlich vorgegangenwerden ,wobeiselbstverständlichweit-¬
gehendeErleichterungengewährtwerdenmüssen.Eswerdenin jedemBezirk
Kleingartenkommissionen bestellt ,die alle von denKleingartenorganisatio - ¬

nengesammeltenBauansuchenzuprüfenhaben .Dadurchwirdauchverhindert,
daß in den Kleingärten Bauten aufgeführt werden ,die ohne Zustimmung des
Grundeigentümers erfolgen ,wodurch der Kleingärtner vor schweren wirt - ¬

schaftlichen Schaden bewahrt bleibt .Die Richtlinien ermöglichen es auch ,
die von Kleingärtnern besetzten Gebiete ,die für wichtige öffentliche
Zweckebenötigt werden ,wieder frei zu bekommenund die Errichtung von
Baulichkeiten zu verbieten .Die vollständige Einordung der bestehenden
Kleingartenanlagen in den Stadtplan durch Verrassung derAurschliessungs¬
pläne ;Einreihung in die Kleingartenbauklassen ,Uebertragung der Pläne ,
erfassung der Aufteilungspläne wird naturgemäß bei dem großen Umfang
der Kleingartenanlagen längere Zeit dauern .Daher sehen die Richtlinien
auch für diese Zwischenzeit eindeutige Verfügungen vor ,die verhindern ,
agbe - stehende unleidliche Verhältnisse sich noch verschlechtern können .
as Stadtbauamt wird darüber Vorschläge erstatten ,welche Gebiete in Wien

dauernd rür die Anlage von Kleingärten zu bestimmen sind .Es wird jeden - ¬
falls darauf Bedacht genommenwerden ,daß sowohl die Interessen derKlein - ¬
gärtner ,als auch die Interessen der Allgemeinheitbei derFestsetzung

dieser Kleingartenzone gleichmäßig berücksichtigt werden .Die Anträge
wurden nach einer eingehenden Aussprache genehmigt .
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Wiener Gemeinderat als Landtag
Sitzungvom22 .Februar1924.

Präsident Dr .Dannebergeröffnet um5 Uhr nachmittags dieSitzung .
Zur Verhandlung steht die Gesetzesvorlage über die Erhöhung der Wohn- ¬

bausteuer ,für jene Wohnungenund Betriebsstätten ,die eineFriedens - ¬
mietevonmehrals3000Kjährlichbezahlthaben.DieVorlagewurdebe-¬
kanntlichvonder Regierungzurückgewiesen,jedochvomstädtischen
Finanzausschußund vomWienerStadtsenat unverändert angenommen .Dem
Landtag lag auch heute die unveränderte Gesetzesvorlage vor .DerRefe - ¬

rentStR. Breitnerführtedazuaus:
DieBundesregierunghat gegendas imDezembervomWienerLandtag

beschlosseneWohnbausteuergesetzEinsprucherhoben ,weil durchdieses
Gesetz Bundesinteressenverletzt werden .Ich will auf diepolitische
SeitediesesEinspruchesnichteingehen ,sondernmichmitdensachlicher
EinwändenderRegierungbeschäftigen .DieRegierungmeint ,daddurch
diesesGesetznichtnurWien,sondernauchdieübrigenBundesländerge-¬
schädigt werdenkönnen .DieLänderundGemeindenhabenvomBunddie
freie Verfügung über die Realsteuern bekommen .Die Länder außerhalb :

Wienskönnenrecht ausgiebigauf die Grundsteuergreifen .In Wienaber
kannmanmitdieser Steuernichts beginnen .DieseSteuerhat vordem
Krieg in Wien nur 300 . 000Goldkronen ,also ungefähr vier Milliarden Pa - ¬

pierkronen getragen .Dasist ein Betrag ,der gegenübereinemBudgetvon
drei Billionen Kronenganzunwesentlichist .Wirkönnenuns nurhelgen ,
indemwiraufdieGebäudesteuergreifen .Dabeimußdochuntersuchtwer¬
den ,wiedieanderenLändermitdenRealsteuernwirtschaften ,beidenen

die Regierung keinen Einspruch erhoben hat .In vielen Ländern ist die

Grundsteuerbiszudreiviertelvalorisiert ,in Vorarlbergsogarbiszur
vollenHöhe,ohnedaßdieRegierungdagegenEinsprucherhobenhätte.
WienhebtnichtganzsechsProzentvalorisierteSteuerein ,sodaßklar

ersichtlich ist ,daß bei diesemEinspruchmit zweierlei Maßgemessenwor

denist .DieBelastungderVolkswirtschaftimFriedendurchdieviel-¬
fachen Gebäudesteuerndes Bundes ,des früheren LandesNiederösterreich
und der Gemeinde war in Wien so groß ,daß man aus der Bevölkerung 127 . 9
Millionen Goldkronenherausgeholt hat Einschliesslich derbestrittenen
ErhöhungwürdenrundhundertMiiliardenPapierkronen,alsosiebenMil-¬
lionen Goldkronen vorgeschrieben werden Da kann man gewiss nicht von
einer ungeheuerlichen ,die BundesinteressenverletzendenSteuerspre¬
chen Mankannaber auch deswegenschon nicht so sprechen ,weil essich

beidiesenAbgahenimFriedenumreinfiskalischeSteuerngehandelt
hat ,währendwir jetzt eine reine Zwecksteuerhaben ,
die dazu dient ,Wohnbautenaufzuführen .Auchda zeigt sich ,daßder

Einspruchder Regierungnicht fundiert ist .Die Mietzinse spielenheute
nicht annäherndjeneRolle ,wieimFrieden .Essinddie Zinseganzver-¬
schwindend ,da die Hausherrenrente überhaupt nicht in Betracht kommt ,

der 150facheFriedenszinszumallergrößten Teile füdieInstandhaltung
zu zahlen ist und auch die Betriebskosten mit dem gleichen Satz gerech¬

netwerdenkönnen,sodaßdiegroßeMassederMietobjekteungefährden
300fachenFriedenszinszu zahlenhat ,währenddie Geldentwertungdas
15- 000facheausmacht .DieserangenehmenWirkungdesMieterschutzgesetzes
für die Volkswirtschaftsteht die unangenehmegegenüber ,nämliches
kanndie privateBautätigkeitnichteinsetzen ,dasichdasKapitalnichtein
mehrverzinst .Datritt nundie Gemeinde /umdiese schlechteWirkung
desMieterschutzgesetzesdurchdie Wohnbausteuer,die denBauneuerWoh-¬
nungenermöglicht ,auszugleichen .Ein Protest gegendiese Steuerbedeu¬
tet daher ,dasMieterschutzgesetzzuFallzubringen .OhnedieseSteuer
sind wir nicht in der Lage ,die vielen Wohnungssuchendenzubefriedigen
unddarumist dieserEinsprucheindirekterAngriffgegendasMieter-¬
schutzgesetzunddieBegründungderRegierungistganuundgarhinfäl-

lig .WennschondiesesiebenMillionenGoldkroneneineunerträgliche
Last für die Volkswirtschaft bedeuten ,waswürdeerst die Aufhebungdes
Mieterschutzesfür Folgenzeitigen .Dawärendie Menschenin derüber-¬
wiegendenAnzahlnicht in der Lage ,die hohenMietzinsezu bezahlenund
sie müssten wieder zusammenrücken .Aber auch der Zinsfuß ,den wir heute
haben ,machteine private Bautätigkeit unmöglich .Im Frieden warder
ZinsfußsechsbissiebenProzent,wiesollnuneineBautätigkeitsich
entfalten können ,wennGeldfür 25 bis 30 Prozentnochals billig be- ¬
zeichnet wird ?Gelder in der Formlangjähriger Hypothekensindüber - ¬
haupt nicht zu bekommen .Wennman also heute diese Wohnbausteuer ,die

in Wirklichkeitnurdrei ProzentdergrößtenundleistungsfähigstenBe-¬
triebsstättentrifft ,bekämpft,soist eineBegründungwohlnurschwer
zufinden .EshatauchdieBundesregierunggarnichtgewagt ,sich
schützendvor die LuxusvillenundPaläste zu stellen .DasGremiumder
WienerKaufmannschaft,eineKörperschaft ,dieernstlichandieDinge

herantritt,hatuns ,freilicherstnachdemEinspruchderRegierungeine
Skalaübermittelt ,mitdersie sichabfindenkönnte .WennwirdieseSätre
betrachten ,dannmüssenwirsagen ,daßsie etwasmildersind ,alsunsere,

abergeradeder kleineUnterschiedbeweist ,dassdie vomLandtagbe¬
schlosseneSkalanichtjenetödlicheWirkungausübenkann ,wie

es die Bundesregierungdarstellt .DasGremiumschlägt vor ,daßjeneBe¬
triebsstätten mit einemFriedenszinsvon4000GoldkroneneineWohnbau-¬
steuervon498. 000Kronenzahlen ,unsereTabellesiehteineSteuervon
648 . 000Kronenjährlich vor .Eine Differenz von 12 . 500Kronenmonatlich ,
vondefniemandsagenkann,daßdeshalbdasGeschäftgesperrtwerdenmüss-¬
te .UnsereSkalasiehtbeieinemFriedenszinsvon10. 000Kropeneine
Steuervon6 ,498.000Kronenvor,dasGremiumverlangteineAbgabevon
4 ,998 . 000Kronen .Bie Differenzbeträgt für das ganzeJahr . 5Millioren
Papierkronenoder100Goldkronen .EinenFriedenszinsvon25. 000Kronen
zahlteninganzWiennur346Betriebsstätten,meistBanken,ersicherungs
gesellschaftenundLuxusgeschäfteimStadtinnern .UnsereSkalasiehtFür
dieseObjekteeineSteuervon33,498. 000Kronenvor ,währendnachdem
Vorschlagdes Gremiumsnur 30,398 . 000Kronenzu entrichtenwären .Also
selbstbeidiesengroßenObjektenist dieDifferenznichtsoungeheuer-¬
lich unddie Volkswirtschafterwürgend,daßdie Bundesregierungdagegen
hat Einspruch erheben müssen .Nur eine einzige Gruppe von Betrieben mus
hervorgehobenwerden ,die imZusammenhangmit vielfältigen anderenBe¬

steuerungeneinerstarkenBelastungunterworgensindDassinddiegros
senHotels,diedurchdieFürsorgeabgabe,Nahrungs-undGenussmittelabgab .
undFremdenzimmersteuerzueinerBelastungkommenkönnen,diezuhohe

in einzelnen Fällen vielleicht
Zimmerpreiseherbeiführen.Dabesteht/dieNotwendigkeitunddurchdie
sehrelastischeGestaltungderFremdenzimmerabgabedieMöglichkeit,

isse Korrektureneintretenzulassen .
SchonimFinanzausschuGhabeich festgestellt ,daßwirunsin

einerUebergangszeitbefindenunddieSteuernvonZeitzuZeitüberprüft
werdenmüssen .UnsereKroneist wohlstabilisiert ,in ihrerKaufkraft
abernochlangenichtkonsolitiert.DieGemeindeverwaltunghatgezeigt,
daßsie denVerhältnissenRechnungtragen ,auchihreSteuergesetzgebung
anpassenkann .Sie hat die Bodenwertabgabeunddie Untermietabgabefal - ¬
lengelassenundsie wirdauch ,sobaldsichdieVerhältnisseändern ,eine
AenderungderWohnbausteuererwägen.Gleichzeitigmussfestgestelltwerden,dasswenndieRegierung
neuerlichEinsprucherhebtundwiderallesErwartenbeiderFinanzkom
missionRechtbehält,dieGemeindeaufdenBauvon750Wohnungenverzich¬
tenmüsste.DassdadurchauchderArbeitsmarktstarkverschlechtertwe
denwürde,unterliegtwohlkeinemZweifel,WirbeantragendaherdieGe-.
setzesvorlageunverändertzubeschliessen.(Beifall)



GReKunschakzMitder Wohnbausteuer ,die heute zumzweitenmalegeneh- ¬
migtwerdensoll ,hat der Referentrestlos denBeweiserbracht ,daßer
denAnspruchals Finanzpolitikergewertetzuwerden ,in sehrgeringemMa-¬
Gebesitzt ,dennin WirklichkeitderSklavederSteuermeshanikgeworden.
EinSklave ,derArithmetik.DieSteuerleidetaneinemschlimmenKonsturk
tionsfehler ,sie nimmt gar keine Rücksicht auf gegebene Tatsachen des

Wirtschaftslebensundlässt ErwägungenderSteuergerechtigkeitvöllig
beiseite .Dadurchist diese Steuer ,die scheinbareine sozialeSteuer
ist ,für große erwerbendeSchichten unannehmbargeworden .Sieverläuft
ohne auf die differenzierten Mietverhältnisse Rücksicht zunehmen .
ZweiBeispiele sollen das beweisen .In der Kärntnerstrasse zahlt der

KärntnerbazareinenFriedenszinsvon13. 200Kronen,derjetzt dieGrund-¬
lagederWohnbausteuerbildet .InderselbenStrasse ,schräggegenüber,

befindet sich im Hause des Maltheserritterordens ein Geschäft ,dessen
Räumeweitgrößersindals diedesKärntnerbazars ,welchesabernur2500
KronenJahresmietezahlt .Dasheisst ,das 'grössereLokalfälltüberhaupt
nicht unter die neueWohnbausteuer,währenddas gegenübeßliegendeLokal
mitbeträchtlichenMillionenan Wohnbausteuerbelastet wird .Schonaus
diesemeinen Beispiel ergibt sich ,daß durch die WohnbausteuerderKon- ¬

kurrenzkampfderartverschobenwird ,daßdereineKonkurrentüberhaupt
nichtmehrmitkann .In derKärntnerstrassegibt es aberkirchliche
Stiftgebäude ,in denenseit jeherein außeroddentlichniedrigerMietzins
war .ImFriedenhabendiese UnterschiedekeinenennenswerteRollege- ¬
spielt .Jetzt ,woderZinsdieGrundlagefüreineReihevonAbgabenbil¬
det ,die in der Progressionsteigen ,insbesondereaber die Grundlagefür
dieprogressiveWohmbausteuergibt ,tretendieseDifferenzenin denMiet-¬

zinsen geradezu katastrophal in Erscheinung .Dasselbe gilt von denGe- ¬

schäftshäusernin allen übrigengrösserenVerkehrsstrassen .Einzweiter
FehlerdieserSteuerist ,daßsie keineRücksichtaufdieBetriebsart
nimmt ,obgleichdie BetriebsartzurBeurteilungderfinanziellenLeistung
fähigkeiteinesBetriebessehrentscheidendist .Eswirdnichtunter-¬
schieden ,ob vorhandenekleine Lokalitäten einemlukrativenUnternehmen

undgrögereLokalitäten einemwirtschaftlich minderertragsfähigenUn¬
ternehmendienen .DieluxmriösestenJuwelengeschäftesindinverhält-¬
nismäßigkleinenLokalenuntergebrachtmitkleinemZins .AndereGeschäf-¬
te wiedersinddurchdieArtihresBetriebesaufgroßeLokalitätenmit

vielen Schaufenstern angewiesen ,dazu gehört beispielsweise dieKonfek- ¬
tionsindustrie.EinandererUmstandnochist derderBenützungderein-¬
zelnen Betriebsräume .Bei Wohnungenist immerhindie Möglichkeiteiner
Unterteilunggegeben ,alsoeineKorrekturanderWohnbausteuervorzuneh-¬
menmöglich.BeiBetriebsstättenist dasnichtderFall .Besondersbei
solchen ,die dem Handel und der Erzeugung dienen .Sie können die Ge- ¬
schäftsräumenichtverkleinern,weilsichfürdenabgestoßenenTeilkeine
andereVerwendungergebenwürde .WirhabenaberauchFabriken,dieoft
nurzurHälfteihresBetriebesausgenütztsind ,weilsie mitreduziertem
Personal arbeiten .Trotzdem laufen die Regien weiter undbeeinträchtigen

Rentabilitätaußerordentlich .DieWohnbausteuerfasst denBetrieb
nimmt aufalleliglich nachdemMerkmaldes Friedenszinsesund

eren UmständekeineRücksicht.
Interessant/einVergkeichderWohnbausteuermitderFürsorgeabgabe.

Referenthatseinerzeiterklärt ,daßeineErhöhungderFürsorgeabgabe
treten müsste ,falls die Wohnbausteuerfallen gelassenwerdenmüsste.
sprach zuletzt voneiner Erhöhungumein Viertel Prozent .Ausderver - ¬
ichendenBetrachtungergibt sich nun ,das viele Firmenmit derErhöhung
rFürsorgeabgabe umein Viertelprozent wesentlich billiger wegkommen
rden ,als mit der Wohnbausteuer.DieMöbelfabrikHermannzahltebei-¬
ielsweiseimJahre1923anFürsorgeabgabe130MillionenundanWohnbau-¬
uer 116 Millionen .Dassind also 90 Prozent ErhöhungderFürsorgeabgabe
r bei ganzgroßenvollbeschäftigtenFirmenergibt sich eingünstigerss
rhältnis zwischenWohnbausteuerundFürsorgeabgabe .DerRednerführt
cheinigeBeispieleanunderklärt ,dadurchseiender Nachweiserbracht

wieunglückseligdieKonstruktionderWohnbausteuerseiundwieberech-¬
tigt es ist ,daßmangegendie Gesetzwerdungdieser Vorlageernstliche
Bedenkenvorbringt ,umdieMajoritätdahinzubringen ,Aenderungenund
Milderungenvorzunehmen.Nunsagt der Referent ,daßer denErtragder
WohnbausteuerunbedingtzudenneuenWohnhausbautenbrauche,daßeine
Restringierung des Wohnbauprogrammeseintreten müsste ,weil beieiner

ErmäßigungderSteuernichtdienötigeBedeckungerreichtwerdenwürde.
Aberdie finanzielleBedeckungdesWohnbauprogrammesist auchnichtin
derneuen"ohnbausteuergegeben .DieMehrheitwirdeineRestringierung
auf jedenFall vornehmenmüssenundich bin darüberunterrichtet ,daß
SiedieseEinschränkungdesProgrammesbereitsangeordnethaben ,weilsie
auch mit der neuen Steuer die Bedeckungnicht finden können .( Hört - ¬
HörtrufebeidenShristlichsozialen!)Rarüberwillichmichin diesemZu-¬
sammenhandenichtäußern ,weilüberdie FinanzierungdesWohnbauprogram-¬
mesja des öfteren nochwird gesprochenwerdenmüssen .DieUltimaratio
liegtdurchausnichtsowiederReferentessagt ;entwederalles ,oder
gar nichts !DerReferentbrauchtsich nur zu entschließen ,diesesstarre ,
rücksichtloseSystemseiner Steuermit denvolkswirtschaftlichenGesetzen
in Einklangzubringen ,dasist nurzufindenbeieinerHerabsetzungder
Staffelungundin einer EinschränkungdesEndergebnissesdieserSteuer .
WirwerdengelegentlichAnträgestellen ,ausdenensichetwaeineVerrin-¬
gerungdesErträgnissesderWohnbausteuerum15bis20Milliardenjährlich
ergebenwürde .DiesenAusfall wärereichlich zu deckenaus gewissenReser-¬
ven ,in ersterLinieausdemErtragderWasserkraftabgabe,diemit25Mil-¬
liardenjährlichbeziffertwird .DurchdiekürzlichbeschlosseneAnleihe
ist die WAGder Geldsorgeenthoben .NunwirdaberdieWasserkraftabgabe
bis zumJahre 1926eingehoben ,ohnedaßsie der WAgzur Verfügunggestell
werdenmuG .DieOppositionwirddemReferentenkeineSchwierigkeitenbe¬
reiten ,ein Revierement vorzunehmen ,wonach das Esträgnis der Wasserkraft - ¬

abgabeWohnbauzweckenzugeführtwird .EineandereBedeckungfürdenAus-¬
fall bei derWohnbausteuerergibtsichin einerReservein denEingängen
ausdenZuschlägenzurErwerbssteuerimJahre1922 .Esist sicher ,daß
bei der HöhedieserZuschlägeder Gemeindenochviele Milliardenzufließen
werden .Aufdiesen Umstandwurdeim Voranschlaggar nicht Bedachtgenommen

WirwolleneineErhöhungderWohnbausteuerdurchausnichtablehnen,
aber wir müssen darauf sehen ,daß sie volkswirtschaftlich einen Sinn be - ¬
kommt .Wir sind def Ueberzeugung ,daß die Konstruktion der Steuerunan- ¬

nehmbarundunerträglichist .Wirverstehen ,daßdieRegierungdagegen
Einsprucherhobenhat ,dennwirhabendochselbstbeidererstenBeratung
übenunsereablehnendeHaltungkeinenZweifelaufkommenlassen .Umeine
neuerlicheUeberprüfungdieserSteuerzuermöglichenundsie auf einer-¬
träglichesMaßzubringen ,stelle ich denAntargauf Rückverweisungder
VorlageandenStadtsenatalsLandesregierungmitdemVerlangen,denEnt-¬
wurfineinerdengegenwärtigenWirtschaftsverhältnissenentsprechenden
WeiseabzuändernunddanndemLandtageneuerlichBerichtzuerstatten .

VorsitzenderZimmerlstellt dieUnterstützungsfrage ,
DerAntragwirdmitdenStimmenderOppositiongenügendunterstützt,

dieAbstimmungwirddaheramSchlussederDebatteerfolgen.
GR. Rotter(chr. soz. )sagt ,RomhatgesprochenunddieSacheistabge-¬tan .IchmöchtediesenSatzvariierenin dieWorte :Breitnerwillesund

deshalbmußesgeschehen.DemReferentenistalleseins ,wasgegendieVor-¬
lage gesagtundgeschriebenwird ,selbst wennBetriebsräteseinereigenen
Partei gegenseineSteuerpolitikFrontmachen .WieLuthererklärt er :Hier
steheich ,ichkannnichtanders.Breitnerkannnichtanders,ermuåder
GeschäftsweltimmerwiederSteuernherauspressen.SeineBehauptungen,daß
er nurdenLuxusundReichtumbesteuere ,sindleere RedensarteneSeineeige
neneSteuernstrafenihnLügen.BeispielsweisedieFürsorgeabgabe,dieKon-¬
zessionsabgabe ,die Nahrungs -und Genußmittelsteuer ,die nichtsanderes ,
alseinekommunaleWarenumsatzsteuerist ,vondenendochkeinMensch
behauptenkann ,daßsieLuxussteuernsind .IndenKreisenderGewerbetrei-



bendensprichtmannurnochvonHugodemSchrerkighen .SeineName
ist imstandeeinen “otenGewerbetreibendenzuerwecken,wennmanihm
zuflüsternwürde:HuggderSchrecklicheist inderNähe.Esseinicht
richtig ,daßdieBevölkerungdurchdieSteuerderGemeindeWiewenig
betroffenwürde .In ganzbesondererWeisekämedasGast -undKaffee-¬
hausgewerbe,sowiedie HotelbetriebezuSchaden .DieseBetriebeseien
schonvonjeherberühmteSteuerobjektegewesen .Wasaberjetztdie
Gemeindean LastendiesenEnternehmungenvorbchreibe ,überschreite
derenBeistungsfähigkeitbeiweitem.Manstelleesauchimmergerne
sohin ,alsobnurLuxusstättenundWirtschaftenvonderWohnbaustener
starkbetroffenwurden.InWirklichkeitseheesganzandersausundes
müsstenUnternehmungen,diefürihreArbeitergeräumige,lichteund
luftigeWerkstättengeschaffenhaben,gleichsamzurStrafedafürheute
dieerhöhteWohnbausteuerbezahlen,weilsieindiehöhereSteuerklas-¬
sefallenAusdiesemGrundekönnedieParteidesRednersnichtfürdie
VorlagedesReferentenstimmen.DieHerstellungvonWohnungenseieine
Pflicht der Ällgemeinheit .Man könne aber nicht verstehen ,wieso Leute ,

die in alten Häusernwohnendazukommen,Wohnbausteuerzu zahlen ,da-¬
mitandereschöne ,geräumigeWohnungenin neuenHänsernbekommen.Das
sei nachdemEmpfindenvieler Menschenunsozial .DerMehrheitkomme
es nur darauf an ,den Wohnungsmarktzu monopolisieren ,alle Leutefest
in der Handzu haben .DieBauführungwürdenur an sozialisierte Unter-¬
nehmungen ,wie Grundstein und andere ,übergeben .Das sind alles Tat - ¬

sachen ,mitdenendie Gemeindeverwaltungsicherlichsich bei denGewer-¬
betreibendennurverhasstmachenköhne .DieseTatsachewirdauchnoch

bestätigtunderhöhtdurchdieunglaublichenSchikanen,diegegenüber
demkleinenGewerbestandeausgeübtwürden .Zusammenfassendmüsseman
sagen ,daßdie Wohnbausteuerin dieser Formeine schwereSchädigung
für die Allgemeinheitbedeute .

GRPreyer( chrsoz. ) :DieSteuerpolitik,diederFinanzreferent
betreibt ,ist nicht so ,daß mansagenkönnte ,sie diene demGesamtwirt-¬
schaftslebendieserStadt .Durchsie kommteineganzeReihevonGewer-¬
betreibendenzu schwerenSchädigungen .Es sei klar ,daß sichdieser
Schadenaberauf die gesamteBevölkerung,besondersaufndieArbeiter
undAngestelltenübertrage .DieheutigenSteuernder Gemeindeseien

nichtsanderes ,als indirekteSteuern ,welchedie Arbeiterschaftschwer
treffen unddie ehedemvonder sozialdemokratischenPartei alsunmora¬
lisch bezeichnetundaufdasentschiedensteverworfenwurden .DerHerr
Finanzreferentmacheessichsehrleicht ,besondersindenVersammlun¬
gendaraufhinzuweisen ,er nehmedie SteuernnurvondenBesitzenden,
vondenwirtschaftlichStärkeren .Aberbei derAutomobilsteuerund
derenVerzehnfachung,beiderSpeisen-undGetränkeabgabe,beider
Hausgehilfinnenabgabeundbei verschiedenenanderenAnlässenhabenman
wiederholtgesehen ,daßnicht die ,die die Steuerzahlen ,getroffen
werden ,sondern deren Angestellte ,die entlassen und brotlosgemacht
werden .Durchalle diese Steuernwürdeaber ganzbesondersderFrem-¬

denverkehrschwergeschädigtundsoauchdasInteressedesBundes,
daseieseramFremdenverkehrhabe,getrofen.TatmanzurHebungdes
FremdenverkehresinWienallesmögliche.BürgermeisterLuegerschuf
denWald-undWiesengürtelin derNäheWiens,dieGartenanlagender
Stadt ,fördertedenAusbauderStrassenbahn,derBeleuchtung,erbau-¬
te Humanitätsanstalten,allesdaswirktebelebendaufdenFremdenver-¬
kehr .HeutehabeWiennureinenMann,demmaninweitemBogenausweiche ,zuzeigendenHerrnStadtratBreitner.

GR .Rotter( chr . soz . ) :HugoderSchreckliche!

DieChristlichsozialenkönntenalsofürdieseVorlagenichtstim-¬
men

GRDoppler(chr.soz.):VorkürzesterZeithabeRednerinderArbei-¬
terzeitung den Satz gelesen über freie Wohnungenzu verfügen ,begrün - ¬
det heute Macht .Dasscheint auchder Grundsatzzu sein ,nachdemsich
die Mehrheitin diesemHauserichtet ,Für sie handelt es sichihre

und
politischeMacht/Einflußnochweiterauszudehnen.DieBevölkerungsei
sichdessenauchganzundgarbewusst ,Moralischsei abernicht ,daß
manbeiVergebungvonWohnungenundbeiBeschaffungvonWohnungsmäg -¬
lichkeitenfürdeneinzelnensichaufdiesenStandpunktstellt ,Essei
auchganzundgar unzulässig ,daßdie Partei ,die in die neuenHäuser
derGemeindeeinzuziehenGeleghheithaben ,förmlichaufihrepolitisch
Gesinnunghin ,geprüftundbespitzel würden .EsmüssejedendasRecht
zur Ausübung seiner politischen Betätigung in ungeschmälertem Ausmaße

eingeräumtundzugestandenwerden .DerartigeKlagenvonUebergrifßen
vonSeiten einzelner Parteien in diese Gemeindehäuserwürdenimmer
häufigerundmanmüssemitallemNachdruckderenAbstellungfordenn.
DieWohnungsnotkönneaufdemWege,derheutegegangenwurde ,nicht
wirksamgelindert ,geschweigedennvollständig behobenwerden .Dazu
bedürfees ganzandererMittelundder Zusammenarbeitaller ,sowohl
derBautätigkeitdurchdieGemeinde,als auchderprivatenBautätgkeit
sowiekräftigeUnterstützungderSiedlerbewegung.NebstdiesenFakto-¬
renseinocheineganzeReihevonadnerenUmständenfürdieLösungdiesesProblemesausschlaggebend,

RednerbringteineReihevonArgumentenvor ,die gegendasWohnbausteue
gesetzsprechenundsagt schliesslich ,wennmansich dasunaufrichtige
diesesSystemsvorAugenhalte ,wärdemanverstehen,daßesfürdie
Oppositionschonein sehrweitesEntgegenkommenbedeutet ,daßsieAbe

änderungsanträgestellt
. Ellendchr .soz. )erklärt ,dasganzeSinnenundTrachtender

Sozialdemokratenzieledaraufab ,dieprivateBautätigkeitzuunter-¬
binden .HoffertlichwerdedieZeitkommen,in derauchdieArbeiterund
Angestelltenerkennen,daßdieherrschendeParteiihnenvordenWahlen
viel versprochenundnachhernursehrweniggehaltenhabe .DieWohnbau¬
steuersollteaufGrundderEinkommensteuerfestgelegtwerden ,dieses
Systemallein wäregerecht .

GR.Rummelhardt(chr.soz.)führtaus ,derReferentseidenBe¬
weisschuldiggeblieben ,daßdie Erhöhungder Wohnbausteuerunbedingt
eineNotwendigkeitfürdieGemeindefinanzendarstelle .Bisheutewerde.iaus def Höheder Kassenbeständeein Geheim/gemachtundes seieine

Schande,daßsichfreigewählteGemeinderäteerstandasGerichtwen¬
denmüssen,umdenFinanzreferentenzurAuskunfsserteilungzuverhal-¬
ten .ManverlangevomGemeinderateineErhöhungderWohnbausteuer ,
gegendie so gewichtigeBedenkengeltendgemachtwurden ,ohnedaßwir
wissen ,woeigentlich diese Kassenbeständeaufbewahrtsind undwie
sie fruktifiziert werden .Rednermachtaufmerksam ,er habe voneiner
der Herrschenden Partei sehr nahestehenden Seite gehört ,daß einTeil
desGeldesderBodenbankzurVerfügunggestelltwurdeErglaubedas
nicht ,aberesseibezeichnend,daßsolcheVermutungenauftauchen.
EineandereSeitewiederbehaupte,daßdasGeldinderArbeiterbank
deponiert sei In allen Schichtender Bevölkerung ,selbst in denKrei - ¬

sendersozialdemokratischenParteierhebtsichimmerlautererWider-¬
spruchgegendie SteuerpolitikBreitners .Erst kürzlichhabeeine
VersammlungderBühnenangestelltendenFinanzreferentendeutlichihr

MiGfallen ausgedrückt .Viele der neuen Gemeindesteuernbelasten
indirektdieArbeiterundAngestelltenunddieerhöhteHausgehilfinnen-¬

abgabehabebewirkt ,daß300Hausgehilfinnenentlassenwordensind.
RothschildselbsthabeinfolgedieserAbgabe28Bediensteteentlassen
Er hat diesen Entlassenen aber den Lohnfür ihre ganze Lebenszeitnota - ¬
riell sichergestellt und erklärt ,daß ihm das viel billiger kommt ,als
wenn er die Bediensteten behalten und dafür die Abgabe leisten würde .

Ist es nichtgeradezubeschämend,daßdie MehrheitsichvonRothschild
überSozialpolitikbelehrenlassenmüsse,HatderReferentschondarübe:
nachgedacht ,welchenmoralischenSchadendiese 300entlassenenHausge¬
hilfinnenerleidenkönnen ,welchemSchicksalsie verfallen ,wennsie
monatelangkeine Arbeit finden .Nein ,er steht nur auf demrein fiska -



lischenStandpunkte .AufdieseWeisewerdengleichsamlvonderMehr-¬
heit Notfälle konstruiert .Aber die Zeit der Götzendämmerungdes
System Breitners ist schon da .Seine eigenen Parteigenossen lehnen
sich gegen diesen brutalen Fiskalismus aus .Breitner sollte dieses

Menetekalnichtübersehen.Ersolltebedenken,daßseinSteuersystem
nuraufderKonjunkturaufgebautwarunddaßjetzt in Wienseitder
StabilisierungderKronediesesSystemauchdenInteressenderfinan-¬
ziellenLageWiensschädlichundunhaltbargewordenistundendlich

nungengebautwerden.DiegrößerenWohnungensollenspätererrichtet
werden,wenndiegrößteNotbereitsgelindertist .Esist auchunrich-¬
tig ,wennKunschakaufdieWasserkraftabgabeals denErsatzfürden
EntgangderWohnbausteuerverweist.Ichmußfeststellen,daßderEr-¬
tragderWasserkraftabgabebisEnde1927bereitsvonderGemeindean
dieWAGbevorschusstwordenist .DerKreditderNationalbankandieWA
wurdenurfürkurzeZeitgegebenundmußnaturgemäßrechtzeitigzurück
gezahltwerden.DieserKreditwirdübrigensfürdieWeiterführungdereinem natürlichen Steuersystem Platz machenmüsse .

STRBreitnerführt nunin seinemSchlusswortaus : HerrGemeinderat Wasserkraftanlagenverwendet,nichtaberfürdieRückzahlungderVor-¬
schüsse,dievonderGemeindederWAgbereitsgegebenwurden.AuchderKunschakhatals denschwerstenMangelderVorlagebezeichnet ,dasssie Hinweis,daßausdenZuschlägenkeine Rücksichtauf die Tatsachenimmt ,dass der FriedenszinsfürLokale derErwerbssteuer,dienachträglichfür dasJahr1922nocheinlangensollen ,

oft ineinundderselbenStrassesehrverschiedengewesenseiDadie lasWohnbauprogrammbestrit-¬
tenwerdenmöge ,ist nichtstichhältig ,da

WohnbauseteueraufdieseFriedenszinseaufgebautsei ,werdenganzver - ja seitherdurchdenfort¬TermehrungwährendenpositivenIndexeinegroße
schiedeneWirkungenausgeübt ,SogebeeseinKokalinderKärtnerstras- aller Ausgabender

Gemeindeeingetretenist ,unddieAbänderungdesAbgabenteilungs-se ,dassbei der gleichenGrösseimHausedes Maltheserritterordenseine gesetzes schwereVerlustederGemeinde
Friedensmiete von 2500 Kronenzahlte ,währenddas Kakal daneben13 . 200 zufügt .Wasdie Abän¬Minderheitderungsanträgeder anlangt ,sokannKronenzahlte.Damussichfeststellen,dassbeidiesenbeidenLokalen ichsie nichtbessercharak¬terisieren,alsdurchdieFeststellung,daß
im Frieden eine Differenz von 10 700 Kronenbestand ,Dashat nachdem sienochbedeutendweiter.

gehen,alsdiedesGremiumsderWienerKaufmadamaligenZahlungsverhältnissendemJahresgehaltvonsechsAnge- nnschaft .Diesbeweist
amdeutlichsten,daßdieOppositionsichgarnichtvomsachlichenstellten entsprochen .Die Wohnbausteuerfür den erstgenanntenBåtrieb Bedenkenleiten lasse ,sondernausschlisslichvon2500KronenFriedensmietemacht147 . 960Papiekronenaus ,fürden vondemagogischenZwecken.NachdemAntragderMinderheitzweitenBetriebmiteiner Friedensmietevon13 . 200Kronenbeträgtdie solldieWohnbausteuerbeieinemFriedens
zins von10 - 000Kronen4,248 . 000Kronenbetragen ,dasGremiumbeantragtWohnbausteuer11,418 . 000Kronen .DieDifferenzentsprichtachtMonats- 4,998 . 000Kronen .DieMinderheit

gehalten eines einzigen Angestellten ! Wennes also im Frieden möglich beantragt,daßdieWohnbausteuerbei
einemFriedenszinsvon20. 000Kronen10 ,248. 000Kronenbetragensoll ,war ,dassdiesebeidenBetriebenebeneinanderlebenkonnten ,trotzdes währenddasGremiumimmerhin20,898grossenUnterschiedesin derMiete ,so mussdies auchheutemöglichsein . 000Kronenfprzulässigerachtet.

DerdritteAntragderMinderheitvDerVorwurf,dassaufdieArtdesBetriebeskeineRücksichtgenommen erlangt ,daß bei dinerFriedensmiete
von25. 000KdieWohnbausteuer13,248. 000Kbetragensoll ,immerhinfin¬wirdunddieJuwelengeschifte ,dienureinkleinesLokal ,aberhochwer¬
detdasGremiumfürdieseStufeeineSteuervon30,398. 000Knocherträg -tigesMaterialhaben,ist deswegenungerecht,weilinderDifferenzie- lich .Diese Gegenüberstellungderrung ein Zuschlagzur Erwerbssteuergelegen wäre ,wasdurch dasGesetz Anträgezeigtambesten ,daßsienichts
anderessind ,als Demagogieund

den Ländernund Gemeindenverboten ist ,die bekanntlich auf solcheZu¬ daßes derMinderheitgarnichtumsach¬
liche Einwändezu tun ist .Imübrigenk

schlägeverzichtethaben .WennGR. Kunschakerklärthat ,daßvieleFa¬ nnichnurfeststellen,daßdie
RednerderMinderheitsichwidderholtbriken Räumebesitzen ,die über ihren eigenenBedarfhinausgehenund widersprochenhaben .GR.Rotterhat
erklärt ,daßohnehinjedeBesteuerungüberwälztwerde,währendGR.Preyerwenner als Beispieldie MöbelfabrikHermannauf derMariahilferstras¬ mit demgleichen Nayhdruckbehauptethat ,

se angeführt hat ,bei der die erhöhte Wohnbausteuerfast so vielaus¬ aß durch die Steuernnurdie
Gewerbetreibendenzugrundegerichtetwerden.Estrifft aberwederdas

mache ,als die Fürsorgeabgabe ,so kannich nur sagen ,daßdies füruns einenochdasanderezu ,sondernhierhandelt
nur ein Anlaß sein kann ,die Steuer zu erhöhen Eine derartige Raum- s sichumeinenichtallzu

großeBelastungauchbeidengroßenBetrieben .Demgegenüberstehtaber
verschwendungin dieserZeitderungeheurenRaumnot,ist einVerbre¬ die große Bedeutung ,die demWohnbauprogrammde
chen .Vielleichtwwirddie Erhöhungder Steuerdie sehr erwünschteNeben- er Gemeindezukommt,

daß die Wohnungsnot lindern und die Arbeitslosigkeit beseitigen soll .
wirkungzeitigen ,dass solche Geschäfteundauchgrosse Wohnungenun¬ GegenüberdiesergewaltigenVorteilenistterteilt werdenundauchsolche Leute ,die dringendRäumebrauchen ,sie die Belastungdurchdieneue

Steuernicht vonentscheidenderBedeutung .Je
erhalten Kunschakhat auchbehauptet ,dass bereits eineEinschränkung lwedeAbänderungdieses

GesetzeswärenichtnureineSchädigungderAutondmiedesLandes,sonderndes Wohnbauprogrammesangeordnetwordensei Ich stelle auf dasnach¬ kämeaucheinerunbedingtenVerminderungderAnzahlderzuerrichtenden
drücklichstefest ,dassdieseBehauptungvollkommenunrichtigistund Wohnungengleich .DaherbitteichalleAbändedass die Gemeindeverwaltungvielmehr unbedingt an der Herstellung der rungsanträgeabzulehnenund

Co .Gesetzentwurf unverändert zubeschliessen .
geplanten 25 . 000Wohnungenfesthält Nicht eine einzige Wchnungwird PräsidentDr .Dannebergleitetnun
wenigergebautwerden,obwohlgeradedieMinderheitimmerwiederver- dieAbstimmungein .DieAb¬

änderungsanträgederMinderheitwerdenabgelsucht dieses grosse Wohnbauprogrammzu verhindernundau ch derEin¬ lehntunddasGesetzinallen
Besungenunverändertwiederholt .

spruch der Bundesregierunggegendie Wohnbausteuerzeigt ,dass mandie SchlussderSitzung110UhrGemeindehindernwill ,Wohnungenzu bauen- Gegenüberdengeheimnisvollen
Andeutungendes GR .Kunschak ,daß er bei einemanderenAnlaßdenNach -

weiserbringenwird ,daßdieGemeindeihr Wohnbauprogrammeinschränkt,
will ich feststellen ,daßdiesvollständigunrichtigist .Eswurdenur
angeordnet ,daß gewisse Baupläne ,die von einzelnen Architekten gelie -
fert wurdenund die für unsere derzeitige Not zu üppig waren ,einezu
große Zahl von Drei - bisVierzimmerwohnungenvorgesehen hätten ,nach

der Richtung umgeändert wurden ,daß zunächst möglichst viele Kleinwoh -
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